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Solingen: Terrorverdächtiger entzog sich
Abschiebung – Blutbad während

Stadtfest
Der Terrorverdächtige Issa al H. entging in Solingen einer
Abschiebung. Wie kam es dazu und welche Folgen hat es?

In Solingen hat sich ein tragisches und erschütterndes Ereignis
abgespielt, das weit über die Grenzen der Stadt hinaus
Aufmerksamkeit erregt hat. Issa al H., ein 26-jähriger Syrer und
Terrorverdächtiger, hatte am Freitagabend drei Menschen mit
einem Messer getötet und acht weitere verletzt. Die Taten
wurden von der Dschihadistenorganisation Islamischer Staat (IS)
reklamiert. Solch ein Gewaltakt wirft viele Fragen auf,
insbesondere hinsichtlich der Schwierigkeiten bei der
Abschiebung des Mannes, die letztlich gescheitert ist. 

Al H. war Ende 2022 nach Deutschland gekommen und stellte
hier einen Asylantrag, der jedoch abgelehnt wurde. Zuvor war er
in Bulgarien angekommen, was gemäß den Dublin-Regeln
bedeutet, dass das Land für den Asylantrag zuständig war. Diese
Regelung besagt, dass der EU-Staat, in dem ein Asylbewerber
zunächst europäischen Boden betritt, auch für die Bearbeitung
des Antrags verantwortlich ist. 

Scheitern der Abschiebung und die
laufenden Folgen

Laut Berichten scheiterte die Abschiebung von Issa al H. vor
allem daran, dass die dafür zuständigen Behörden in
Deutschland nicht genügend Anstrengungen unternommen



haben, um ihn ausfindig zu machen. Nach einem einzigen
Kontaktversuch der Ausländerbehörde blieb die Suche aus, was
als folgenschwerer Fehler gewertet wird. Der Terrorverdächtige
wurde in Deutschland nicht als flüchtig oder untergetaucht
verzeichnet, wodurch die Frist zur Überstellung nach Bulgarien
von sechs auf 18 Monate hätte verlängert werden können, was
wiederum die Möglichkeit einer Abschiebung eröffnet hätte. Dies
führte dazu, dass al H. letztlich „subsidiären Schutz“ erhielt und
nach Solingen weitergeleitet wurde. 

Es ist beunruhigend zu sehen, wie der Mangel an koordinierten
Sicherheitsmaßnahmen und effizienter Kommunikation zwischen
verschiedenen Behörden zu verheerenden Konsequenzen führen
kann. Diese gravierenden Lücken im System werfen Fragen über
die Effizienz der Asylverfahren und den Umgang mit potenziell
gefährlichen Personen auf. 

Bei dem Angriff in Solingen hat al H. gezielt aus seiner radikal-
islamistischen Überzeugung zahlreiche Menschen in Gefahr
gebracht. Er stach hinterrücks auf die Besucher eines
Stadtfestes ein und verletzte viele, während er versuchte, so
viele Menschen wie möglich zu töten. Dies zeigt nicht nur das
Ausmaß seiner extremen Ideologie, sondern auch die
Notwendigkeit, präventive Maßnahmen zu ergreifen, um
ähnliche Vorfälle zu verhindern. 

Auswirkungen auf Sicherheits- und
Asylpolitik

Die Diskussion um die Handhabung des Asylverfahrens und die
Verantwortung der verschiedenen Ämter wird durch diesen
tragischen Vorfall noch lauter. Der Druck auf die
Sicherheitsbehörden, Risiken frühzeitig zu erkennen, wird
zunehmen. Wenn der Staat nicht in der Lage ist, potenzielle
Bedrohungen zu identifizieren und adäquat darauf zu reagieren,
wird das Vertrauen der Bevölkerung in die Rechts- und
Ordnungspolitik weiter erschüttert. 



Nach den schockierenden Ereignissen sitzt Issa al H. nun in
Untersuchungshaft. Er stellte sich selbst bei der Polizei, was auf
einen inneren Konflikt hinweisen könnte, der oft bei Tätern von
extremistischer Gewalt zu beobachten ist. Das Mixen von
extremistischen Ansichten und einem Gefühl der Entfremdung
kann in der heutigen Gesellschaft bis hin zu solch grausamen
Taten führen. 

Der Vorfall in Solingen ist eine düstere Erinnerung daran, dass
das Thema Terrorismus, Extremismus und damit verbundene
staatliche Reaktionen auch in Deutschland nie aus dem
aktuellen Diskurs verschwinden kann. Die Untersuchung der
Hintergründe und der Versäumnisse bei der Abschiebung wird
unverzichtbar sein, um ähnliche Lücken in der Sicherheitspolitik
künftig zu schließen und eine Wiederholung solcher Tragödien
zu vermeiden. 

Die Gesellschaft ist gefordert, sich mit diesen Themen
auseinanderzusetzen und aktiv an Lösungen mitzuarbeiten, um
das Sicherheitsniveau für alle Bürger zu gewährleisten. Die
Verantwortung liegt bei den Institutionen, aber auch bei jedem
Einzelnen in der Gemeinschaft, um ein Umfeld zu schaffen, das
Extremismus keinen Raum bietet. 

Terrorismus und Migration in Europa

Der Fall von Issa al H. wirft wichtige Fragen zur Verbindung
zwischen Terrorismus und Migration in Europa auf. Seit den
massiven Migrationsbewegungen ab 2015 sind in vielen EU-
Staaten Bedenken gewachsen, dass unter den Geflüchteten
auch Extremisten sein könnten. Politisch ist dies ein sehr heikles
Thema, da sich die Meinungen spalten: Während einige eine
strengere Grenzkontrolle und schnellere Abschiebungen fordern,
argumentieren andere, dass eine solche Sichtweise in erster
Linie der humanitären Verantwortung entgegensteht. 

Die von der Europäischen Union implementierten Dublin-Regeln
sollen sicherstellen, dass ein Asylsuchender nur in dem Land



Asyl beantragen kann, in das er zuerst eingereist ist. Diese
Regelung wird jedoch oft als unzureichend betrachtet,
insbesondere wenn es um Sicherheitsfragen geht. Das Problem
der nicht durchgeführten Abschiebungen kann nicht nur bei Issa
al H. beobachtet werden, sondern war auch ein Thema im Fall
von Anis Amri, dem Täter des Anschlags am Breitscheidplatz in
Berlin. 

Sicherheitslage und
Präventionsmaßnahmen

Die Sicherheitsbehörden in Deutschland stehen vor der
Herausforderung, die Balance zwischen dem Schutz der
Bevölkerung und der Wahrung von Menschenrechten zu finden.
Die Mittel zur Terrorismusbekämpfung wurden in den letzten
Jahren verstärkt, was sich in der Aufstockung von Ressourcen für
das Bundesamt für Verfassungsschutz und die Gemeinsame
Terrorismusabwehr zeigt. 

Um die Gefährdung durch extremistische Gewalt besser
einzuschätzen, werden Daten über die Radikalisierung und die
Bewegungen potenzieller Gefährder gesammelt und analysiert.
Diese präventiven Maßnahmen sind notwendig, um ähnliche
Vorfälle zu verhindern und die öffentliche Sicherheit zu
gewährleisten. 

Analyse der Vorfälle

Die Reaktionen auf den Terroranschlag in Solingen sind
vielschichtig. Die Politik sieht sich in der Verantwortung,
Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit zu ergreifen,
während gesellschaftliche Gruppen eine Reflexion über die
Wurzeln von Extremismus und Radikalisierung fordern. Der
Vorfall hat bereits eine Debatte über den Umgang mit
Asylbewerbern und Sicherheitsrisiken entfacht. 

Wichtig ist, dass der Diskurs nicht in eine pauschale



Stigmatisierung von Migranten umschlägt, sondern dass der
Fokus auf die Entwicklung effektiver Strategien zur Prävention
von Radikalisierung gerichtet bleibt. Hierbei spielen Bildung,
Integration und Dialog eine entscheidende Rolle. Diese
Herangehensweise könnte langfristig helfen, das Vertrauen
zwischen verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen zu stärken
und potenzielle Gefahren frühzeitig zu erkennen.
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